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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

31.03.2004 

Geschäftszahl 

2003/13/0151 

Rechtssatz 

War dem Beschwerdeführer die Vermietung seiner Eigentumswohnung zu den von ihm gewünschten 
Bedingungen nicht gelungen, dann konnten der zum Zweck der Beurteilung einer entfalteten 
Vermietungstätigkeit als Einkunftsquelle zu fingierenden Vermietung der Eigentumswohnung nicht solche 
Modalitäten unterstellt werden, wie sie den - nicht realisierten - Wünschen und Vorstellungen des 
Beschwerdeführers entsprochen hätten, sondern nur solche, die den realen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
zum Zeitpunkt des Erwerbs des zu vermietenden Objektes durch den Beschwerdeführer möglichst nahe kamen. 
Die der belangten Behörde im Beschwerdefall damit abverlangte Feststellung hypothetischer Sachverhalte ließ 
zwangsläufig eine entsprechende Bandbreite von Sachverhaltsannahmen zu, denen eine Rechtswidrigkeit der 
behördlichen Sachgrundlagenermittlung nur im Falle eines auffälligen Widerspruches der dazu angestellten 
Überlegungen gegen die Lebenserfahrung oder die Denkgesetze anhaften könnte. 


